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ENTWURF 

 

Der Regionalrat lobt die gute und umfangreiche Arbeit der Regionalplanungsbehörde im Rahmen 

des 2. Beteiligungs‐ und Erörterungsverfahrens. Vor dem Hintergrund der Ergebnisse der 

Erörterung, weiterer kommunaler Anregungen und der bereits von der Regionalplanungsbehörde 

avisierten Beteiligungsrunde beschließt der Regionalrat folgende Änderungen zum Entwurf des 

Regionalplanes vom Juni 2016 an, um einen konsistenten und ausgewogenen Regionalplan als 

Planungsgrundlage für die nächsten Jahre zu entwickeln. 

 

Änderungsvorschläge: 

 

2.2 Kulturlandschaft: 

 

 

Wertung: 

Zur Erhaltung von Denkmälern ist das Erzielen von Einkünften aus vielfältigen 

Nutzungsmöglichkeiten erforderlich. 

 

Beschlussvorschlag: 

Ergänzung eines Satzes in G 2: 

„Die Möglichkeit der Nutzungsänderung von Denkmälern und kulturlandschaftsprägenden 

Gebäuden bleibt erhalten.“ 
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Wertung:  

Im Rahmen des Subsidiaritätsprinzips ist eine Umsetzung durch die Träger der Bauleitplanung und 

der Landschaftsplanung vorgesehen. Eine weitere Betonung auf Ebene der Regionalplanung ist 

daher nicht erforderlich. 

 

Beschlussvorschlag: 

G1: „Zur Erhaltung und Verbesserung luft‐ und klimahygienischer Verhältnisse soll die 

Funktionsfähigkeit raumbedeutsamer klimaökologischer Ausgleichsräume gesichert werden. Dabei 

sollen in den Ventilationsschneisen und Luftaustauschgebieten keine Barrierewirkungen zu den 

Siedlungsbereichen entstehen.“ 
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Wertung: 

Der LEP formuliert für das Thema „Vorrang der Innenentwicklung“ einen Grundsatz. Das Ziel 2 geht 

für diesen Themenbereich somit über die Vorgaben des LEP hinaus. Gefordert wird daher eine 

Abstufung des Ziels für den Bereich „Vorrang der Innenentwicklung“ zu einem Grundsatz, in 

Anlehnung an den Grundsatz 6.1‐6 des Landesentwicklungsplanes  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Spiegelstrich „Vorrang der Innenentwicklung“ des Ziels 2 wird zu Grundsatz 1; die Worte „sind“ 

und „muss“ sind durch das Wort „sollen“ zu ersetzen und der Grundsatz ist entsprechend 

redaktionell anzupassen. 

 

Alternativ: 

"Flächentausch" und "Flächenrücknahme" (Unterpunkte von Z 2) sind Bestandteile der Zielsetzung 
6.1,1 im LEP und können aus rechtlichen Gründen nicht zu einem Grundsatz transformiert werden 
können. Der "Grundsatzgedanke" in 6.1.6 des LEP bezieht sich insoweit allein auf den Vorrang der 
Innenentwicklung.  
Andererseits geht die Regelung im Entwurf des Regionalplanes unter Z 2  zur Innen- vor 
Außenentwicklung über den LEP hinaus und bedeutet eine Einschränkung des Grundsatzes 6.1.6. Es 
ist daher auch zu erwägen, Z 2 im RPD komplett zu streichen und lediglich für die Regelung der 
Innen- vor Außenentwicklung einen eigenen, neu formulierten Grundsatz einzuführen. Ggf. kann auch 
darauf verzichtet werden; es würden damit die Ziele und Grundsätze des LEP (ohne Doppelungen) 
greifen.  

 

 

 

 

Wertung: 
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Die Inanspruchnahme von in der Region zumeist hochwertigen landwirtschaftlichen Flächen für 

flächenintensive Kompensationsmaßnehmen ist kontraproduktiv. 

 

Beschlussvorschlag: 

„Erforderliche flächenintensive Kompensationsmaßnahmen sollen außerhalb der 

Siedlungsbereiche in den Bereichen zum Schutz der Natur, in den Bereichen für den Schutz der 

Landschaft und landschaftsorientierten Erholung oder in den Regionalen Grünzügen geplant und 

auf landwirtschaftlich nutzbaren Flächen vermieden werden.“ 

 

 

 

Wertung: 

In vielen Kommunen bestehen faktisch mehrere zentralörtlich bedeutsame Siedlungsbereiche 

(Beispiele: Kaarst‐Vorst und Issum‐Sevelen). Es ist Aufgabe der kommunalen Stadtentwicklung und 

Bestandteil der kommunalen Planungshoheit die Entwicklung zu gestalten. Der Regionalrat fordert 

die Regionalplanungsbehörde auf, kommunalen Anregungen zur Ausweisung zusätzlicher ZASB zu 

berücksichtigen und Ablehnungen im Einzelfall ausführlich zu begründen. Eine Koppelung der 

Verwendung öffentlicher Finanzmittel an regionalplanerische Vorgaben ist darüber hinaus nicht 

zielführend. 

 

Beschlussvorschlag: 

Streichung des Satzes 2 im Grundsatz G1.  

Die Orte Kaarst‐Vorst und Issum‐Sevelen, sind in die Beikarte 3 B „Zentralörtlich bedeutsame 

allgemeine Siedlungsbereiche“ als solche darzustellen. 

 

Anmerkung: Es handelt sich um einen Kompromiss aus der 5. ifAG. Die Darstellung der Orte 

Emmerich‐Elten, Goch‐Pfalzdorf,  Rees‐Millingen und Rees‐Haldern als ZASB ist nach Auffassung 

der Bezirksregierung aus methodischen Gründen nicht möglich. 
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3.3.2 Zweckgebundene Bereiche für gewerbliche und industrielle 

Nutzungen 
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Wertung: 

Satz 2 ist nicht eindeutig und somit klarzustellen. Darüber hinaus ist die Parzellierung (Satz 3) eine 

Frage des Grundstücksrechts und nicht der Regionalplanung. 

Zudem fehlt in der Aufzählung der GIB-Z Emmerich.  
 
Es handelt sich hierbei um einen interkommunal abgestimmten Standort von regionaler 
Bedeutung mit hoher Lagegunst. Die vergleichsweise hohen kommunalen 
Gewerbeflächenreserven der Stadt Emmerich stehen der Entwicklung der Fläche nach nicht 
entgegen, da hier ein regionaler Bedarf an großen zusammenhängenden Logistikflächen 
gedeckt werden soll. Die Fläche ist sehr verkehrsgünstig gelegen und kann demnächst an 
den neuen Autobahnanschluss Klein Netterden angebunden werden. Die im 
Gewerbeflächenkonzept vorgeschlagenen Fläche soll als GIB dargestellt werden. Hierfür 
sprechen auch die aktuellen Logistikflächenentwicklungen auf niederländischer Seite (´s-
Heerenberg)." 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

Satz 2 erhält folgende Formulierung: 

 „Es ist Aufgabe der Bauleitplanung, die GIB‐Z als Standorte für flächenintensive Großvorhaben 

oder erheblich belästigende Gewerbebetriebe umzusetzen. Die GIB sind mittels Bauleitplanung 

bedarfsgerecht zu entwickeln.“ 

Satz 3 wird gestrichen. 

Die Aufzählung in Satz 1 des Z 2 wird um das GIB‐Z Emmerich ergänzt. Das GIB‐Z Emmerich wird 

wie von der IHK vorgetragen zeichnerisch dargestellt.  
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Wertung: 

Satz 2 in G 2 ist überflüssig und nicht systemrelevant. 

 

Beschlussvorschlag: 
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Vollständige Streichung des Satzes 2. 

 

 

Wertung: 

Die Definition und Bedeutung von Freiraumbändern sind unklar. Darüber hinaus greift der 

Grundsatz zu kleinmaßstäblich in die Planungsverantwortung der Städte und Gemeinden ein.  

 

Beschlussvorschlag: 

Streichung von G 4. 

 

 

 

Wertung: 

Die Regelungsdichte von 20 bzw. 10 km² geht über die Vorgaben des LEP (Grundsatz 7.1‐3) hinaus.  

 

Beschlussvorschlag: 

Die Zahl „20“ wird durch die Zahl „50“ ersetzt. Die Worte „bzw. von 10 km², soweit sie entlang der 

deutsch‐niederländischen Grenze liegen“ werden gestrichen.  

 

 

 

 

 

4.1.2 Regionale Grünzüge 
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Wertung: 

Die Zielsetzung geht über die Vorgaben des LEP hinaus, der für die regionalen Grünzüge nur einen 

Grundsatz vorsieht. 

 

Beschlussvorschlag: 

Ziel 2 wird zu Grundsatz 2 und erhält folgende Fassung:  

„Regionale Grünzüge sollen auch als  

‐siedlungsnahe Freiflächen für freiraumorientierte Erholungs‐, Sport‐ und Freizeitnutzungen, 

‐Bitopverbindungen und 

‐in ihren klimatischen und lufthygiewnischen Funktionen  

erhalten und zu entwicket werden.“ 
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Anmerkung: 

Der Grundsatz wird von der BR überarbeitet.  
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Wertung:  

Die Vorgaben gehen über die Regelungsdichte und den Umfang des LEP und die bereits in den 

Landschaftsplänen ausgewiesenen Naturschutzgebiete hinaus und stellen eine Einschränkung des 

Spielraums für den Träger der Landschaftsplanung dar.  
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Beschlussvorschlag: 

 

G5 Bei der Planung und Umsetzung von naturschutzfachlichen Entwicklungsmaßnahmen und der 

räumlichen Ausweitung von naturschutzfachlich wertvoller Gebiete sind angrenzende und in der 

Nähe liegende Störfallbetriebe sowie GIB‐ und ASB‐GE‐Flächen zu berücksichtigen. Der Bestand 

und die Entwicklungsmöglichkeiten der Unternehmen und der jeweils betroffene GIB mit seiner 

Zweckbestimmung sollen durch aktive Maßnahmen der Landschaftspflege nicht beeinträchtigt 

werden.  

In der Beikarte 4 D „Kernbereiche für die Entwicklung des Biotopverbundes“ werden nur die 

Bereiche als BSN dargestellt, die im LEP als GSN ausgewiesen sind und in den Landschaftsplänen als 

NSG festgesetzt sind. 

Anmerkung: 

 

Die BR wird die Flächen darstellen, die über die im LEP als GSN und in den Landschaftsplänen als 

NSG hinausgehend als BSN‐Flächen dargestellt sind. 

 

Kompromiss: In der Beikarte 4 D werden die von der LWK gegenüber der Bezirksregierung 

benannten zu streichenden Flächen gestrichen.  
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Wertung: 

Die „Versiegelung“ als Verbotstatbestand trägt dem Thema Barrierefreiheit nicht ausreichend 

Rechnung. Eine solche Vorgabe würde gegen die UN‐Behindertenrechtskonvention verstoßen. Es 

bedarf daher der Ergänzung, dass Versiegelungen zur Herstellung der Barrierefreiheit zulässig sind. 

 

Beschlussvorschlag: 

Ergänzung: „Die Barrierefreiheit darf hierdurch nicht beeinträchtigt werden.“ 
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Wertung: 

Die Berücksichtigung der Barrierefreiheit ist auch hier nicht ausreichend klargestellt. 

 

 

 

Beschlussvorschlag: 

„Die Entwicklung soll sich vorrangig an den vorhandenen Wegenetzen orientieren und 

insbesondere die Zugänglichkeit der Landschaft unter Wahrung der Barrierefreiheit für die 

landschaftsorientierte Erholung und die Lenkung der Erholungsnutzung zum Schutz empfindlicher 

Bereiche gewährleisten.“ 

 

 

4.3 Wald 

 

 



16 
 

 

Wertung:  

Die Regelungen weichen von den Vorgaben des LEP (Ziel 7.3‐1 und Grundsätze 7.3‐2 und 7.3‐3) ab.  

 

Beschlussvorschlag: 

„G1 Die zeichnerisch dargestellten Waldbereiche sollen für die Sicherung der mit dem Wald 

verbundenen Nutz‐, Schutz‐ und Erholungsfunktionen sowie wegen seiner besonderen 

Regulationsfunktionen im Naturhaushauhalt erhalten und vor nachteiligen Entwicklungen zu 

geschützt werden. 

Soweit die dargestellten Waldbereiche zugleich von anderen raumbedeutsamen 

Bereichsdarstellungen überlagert sind, dürfen diese Bereiche nach Maßgabe des LEP 

ausnahmsweise für andere Planungen und Maßnahmen genutzt werden. 

G2 Die (   ) zeichnerisch dargestellten Waldbereiche sollen zur Verbesserung der verschiedenen 

Waldfunktionen durch eine nachhaltige Forstwirtschaft entwickelt werden.  

Die innerhalb der dargestellten Waldbereiche gelegenen Waldflächen mit besonderer Bedeutung 

gemäß der Beikarte 4F – Wald – sollen entsprechend ihrer besonderen Funktionen (   ) entwickelt 

werden. (   ) 

G3 In den waldarmen Gebieten gemäß Grundsatz 7.3‐3 LEP sollen die Kleinwaldflächen gemäß 

Beikarte 4F –Wald –zur Sicherung und Entwicklung der Waldfunktionen im Hinblick auf ihre 

standörtlich vorhandenen Funktionen erhalten bzw. bestehenden Potentiale entwickelt werden;  

für die Waldvermehrung insbesondere Flächen vorgesehen werden, die in direkter räumlicher 

Zuordnung zu vorhandenen Waldflächen oder im Regionalplan dargestellten Waldbereichen 

liegen. Bei entsprechender Eignung sollen besonders Brach‐und Konversionsflächen für die 

Waldvermehrung genutzt werden, soweit keine anderen Nutzungsabsichten bestehen. Die jeweils 

für den betroffenen Raum geltenden Belange der Landwirtschaft und der Agrarstruktur, der 

erhaltenswerten Kultur‐landschaft und des Natur‐und Artenschutzes sollen gewahrt sowie die 

vorhandenen Waldfunktionen erhalten werden.  

G4 Die Träger der Landschaftsplanung sollen bei der Darstellung der Entwicklungsziele für die 

Landschaft die Funktionen des Waldes für die Landschaftsentwicklung fördern.  

Sie sollen prüfen, welche Bereiche für die Waldvermehrung in Frage kommen und auf ent‐

sprechend geeigneten Flächen die Neuanlage von Wald unterstützen.“ 
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4.5.2 Gartenbau 

 

 

 

Wertung: 

Die Regelungen des vierten Spiegelstrichs gehen über die Regelungen des LEP hinaus. 

 

Beschlussvorschlag: 

Im vierten Spiegelstrich wird die Zahl „20“ durch die Zahl „50“ ersetzt. Der Klammersatz im vierten 

Spiegelstrich wird ersatzlos gestrichen. 

Die Beikarte 4 A ist entsprechend anzupassen. 
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Zeichnerische Darstellungen 

Siedlungsentwicklung ASB: 

 

 

 

Ein signifikantes Maß an (Versorgungs‐)Infrastruktur in den Ortslagen ist vorhanden. Das 

Entwicklungskonzept der Stadt Ratingen stellt eine städtebaulich und landschaftlich 

sinnvolle Abrundung des Gebiets dar. Zur Umsetzung ist die Ausweisung des ASB 

erforderlich und geboten. 

Beschlussvorschlag: 

Im Regionalplan wird, wie von der Stadt Ratingen vorgeschlagen, das ASB‐Gebiet zwischen 

Breitscheid und Mintarder Berg dargestellt. 

 

Anmerkung: 

Wenn aus methodischen Gründen eine Darstellung jetzt nicht möglich ist, ist die Stadt 

Ratingen mit einer Behandlung im 1‐ Änderungsverfahren einverstanden. Es sollte dann 

ein Sondierungsbereich festgelegt werden. Die BR wird gebeten die methodischen 

Bedenken detailliert darzustellen. 
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Siedlungsentwicklung GIB: 

 

 

 

 

Auch wenn das Hafenkonzept NRW den landesbedeutsamen Hafen Krefeld nur im südlichen 
Bereich darstellt, so ist die Abgrenzung im Hafenkonzept nicht kongruent mit den weiteren 
Aussagen im Hafenkonzept NRW. Der dort angegebene Gesamtumschlag von 3,3 Mio. 
Tonnen enthält 1,8 Mio. Tonnen Umschlag aus dem nördlichen Bereich (CHEMPARK). 
 

Beschlussvorschlag: 

Der Hafenbereich des CHEMPARK Krefeld und der geplante Hafenbahnhof Linn werden als 

GIB‐Z dargestellt. 

 

Anmerkung: 

Die Meinungsbildung in der CDU‐Fraktion ist dazu nicht abgeschlossen 
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Es handelt sich um einen guten Standort für ein Gewerbegebiet. Der Standort wurde im Zuge 

des Gewerbe‐ und Industrieflächenkonzept Kreis Mettmann als Potenzialfläche für eine 

langfristige Entwicklung vorgeschlagen. Sie gilt als marktfähig.  

Bitte weiterhin für die Ausweisung eines ASB‐GE stark machen. Kompromiss: Die Fläche soll 

als Sondierungsbereich in die Beikarte 3 A "Sondierung für eine zukünftige 

Siedlungsentwicklung", Blatt 2 aufgenommen werden.  

 

 

Beschlussvorschlag: 

Der Bereich „Alter Knipprather Weg“ ist als ASB‐GE darzustellen. 

 

 

Krefeld PZ 1c: Erweiterung GIB um 50 m in Richtung Süden 
Die Hafenanlagen des CHEMPARK’s reichen weiter nach Süden, als die 
angrenzende eigefriedete Fläche des CHEMPARK’s. Daher Überprüfung der 
bisherigen Plandarstellung erforderlich, unabhängig ob der GIB-Z Hafen in nördliche 
Richtung erweitert wird. Nach den Erläuterungen des LEPs zu GIBs gelten auch 
Industriehäfen als besonders schutzwürdig. Das bezieht sich auch auf die neue 
Ausweisung des ASB in der Nähe (< 300m) zum dortigen Liegeplatz bzw. zur 
Anlegeposition des dortigen Tankschiffanlegers. Die Grenze zwischen ASB und GIB 
sollte angepasst und um ca. 50 m nach Süden verschoben wird. 
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Beschlussvorschlag 

Die Grenze zwischen ASB und GIB sollte angepasst und um ca. 50 m nach Süden 
verschoben wird. 
 
 
Korschenbroich PZ1c: Gewerbegebiet Hasseldamm 
 
Erweiterung des bestehenden Gewerbegebietes Hasseldamm sowie dessen 
Darstellung als GIB.  

Das Gewerbegebiet ist bereits vorhanden (Druckerei, Spedition und weiter KMU’s) 
und eignet sich hervorragend für GE-Erweiterung. Es liegt direkt an einer 
Hauptverkehrsachse. Es gibt keine Schützenswerte Wohnbebauung im Umfeld, die 
Erschließung ist vorhanden. Es entstehen  keine zusätzlichen finanziellen 
Belastungen für die Gemeinde auch gibt es keine besonderen landschaftsrechtlichen 
Festlegungen 
 

 
 
Beschlussvorschlag  

Die Fläche (Erweiterung Gewerbegebiet Hasseldamm) ist als GIB darzustellen 
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Beschlussvorschlag: 

Der Regionale Grünzug wird um die blau gekennzeichneten Flächen vermindert 

 

Düsseldorfer Hafen und Hafen Düsseldorf‐Reisholz:  

Die CDU‐Fraktion behält sich abhängig von den Ergebnissen der Regionalratsklausur vor, 

Änderungen der zeichnerischen Darstellung zu beiden Gebiete zu beantragen. 
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Straßen: 

Aufnahme der Trasse der B 229n (Ortsumgehung Langenfeld) in den Regionalplan als „regional 

bedeutsame Straße“ 

Wertung: 

Durch die aktuellen Beschlussfassungen zum Bundesverkehrswegeplan 2030 (BVWPl) ist die noch 

im BVWPl 2005 enthaltene Bundesstraße B 229n (im Folgenden: „Ortsumgehung Langenfeld“) 

zwischen dem Autobahndreieck Langenfeld an der A 3 und Solingen‐Landwehr mit dem 

Inkrafttreten der Ausbaugesetze zum 31.12.2016 nicht mehr Bestandteil des rechtskräftigen 

Bundesverkehrswegeplans. Damit entfällt gemäß der Durchführungsverordnung zum 

Landesplanungsgesetz NRW die Verpflichtung für die Regionalplanung, diese bisherige 

Bedarfsplanmaßnahme des Bundes weiterhin im Regionalplan als „Straße für den großräumigen 

und überregionalen Verkehr“ darzustellen. 

Die Beschlussvorschläge der Regionalplanungsbehörde zu einem dritten, noch offen zu legenden 

Entwurf des Regionalplans, die im Rahmen des Erörterungsverfahrens transparent wurden, sehen 

die ersatzlose Streichung der Trasse der B 229n aus dem Regionalplan vor. 

In dem Verfahren zur Anmeldung von Vorhaben zum Bundesverkehrswegeplan hatte sich der 

Regionalrat in seiner Sitzung am 13.12.2012 allerdings mehrheitlich für die Aufnahme der B 229n in 

den BVWPl 2030 ausgesprochen und so die verkehrliche Bedeutung des Vorhabens für die Region 

erstmals dokumentiert . Am 12.12.2013 wurde dieser Beschluss durch den Regionalrat und am 

14.04.2016 durch den Verkehrsausschuss im Namen des Regionalrats noch zwei Mal bekräftigt und 

nachdrücklich die Anmeldung aller vom Regionalrat befürworteten Straßenprojekte durch das 

Land NRW beim Bund gefordert. Dem ist die Landesregierung der vergangenen Legislaturperiode 

im Fall der B 229n aber ohne Angabe von Gründen nicht gefolgt. 
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Im Erörterungsverfahren zum neuen Regionalplan haben die Städte Langenfeld und Leichlingen, 

der Landrat des Kreises Mettmann sowie die Industrie‐ und Handelskammern zu Düsseldorf und 

Wuppertal‐Solingen‐Remscheid gefordert, von der ersatzlosen Streichung der Straßentrasse 

abzusehen, stattdessen den dargestellten Straßenverlauf zwischen dem Autobahndreieck 

Langenfeld und Solingen‐Landwehr beizubehalten und diesen Verlauf fortan als „regional 

bedeutsame Straße“ im Regionalplan auszuweisen. Es besteht somit nach wie vor ein breiter 

regionaler Konsens zur Notwendigkeit einer leistungsfähigen Ortsumgehung im Verkehrsraum 

zwischen dem Autobahndreieck Langenfeld und Solingen‐Landwehr . 

Die regionale Bedeutsamkeit der Ortsumgehung Langenfeld begründet sich durch ihre überörtliche 

Netzfunktion für die Anbindung der im gültigen Landesstraßenbedarfsplan enthaltenen und im 

Regionalplan dargestellten Straßenbauvorhaben der L 405n auf Solinger Stadtgebiet und der L 79 

an der Stadtgrenze zwischen Leichlingen und Langenfeld. Nur über das Zusammenwirken der drei 

vorgenannten Straßenbauplanungen kann eine unmittelbare, verkehrsgünstige Anbindung der 

Städte Solingen und Leichlingen an die Autobahn A 3 erreicht werden. Kurz gesagt, verlören auch 

die im Regionalplan dargestellten Plantrassen der L405n und der L79 ohne die Ortsumgehung 

Langenfeld als regionalplanerisch bedeutsame Straßen ihren Sinn. 

Ausschließlich mit der Ortsumgehung Langenfeld kann auch eine nachhaltige, dauerhafte 

Entlastung der Bürgerinnen und Bürger in den Wohngebieten entlang der heutigen B 229 in 

Langenfeld‐Wiescheid und Solingen‐Landwehr bewirkt werden. Diese Bereiche sind als 

Lärmbrennpunkte in der kommunalen Lärmaktionsplanung erfasst. 

Die 2015 durchgeführte Ertüchtigung der Anschlussstelle „Solingen“ an der A3 hat zwar zu einer 

Steigerung der Leistungsfähigkeit dieses Verkehrsknotenpunktes geführt. Dieser Ausbau ist jedoch 

nach wie vor nicht ausreichend, so dass es weiterhin täglich in den Hauptverkehrszeiten zu langen 

Rückstaus bis auf die Autobahn sowie in den Zuläufen aus Solingen und aus Langenfeld kommt. 

 

Fazit: 

Ganz im Sinne der Begründung (Kapitel 7.3.3) zum Regionalplanentwurf dient die Ortsumgehung 

Langenfeld der regionalen Ergänzung des Straßennetzes und der Gewährleistung eines lückenlosen 

Netzes von Straßen des großräumigen, überregionalen und regionalen Verkehrs. Der Bedarf der 

Ortsumgehung Langenfeld ist durch aktuelle Untersuchungen des Landesbetriebes Straßen.NRW 

aus dem Jahr 2010 nachgewiesen. Mit einem Kosten‐Nutzen‐Faktor von 14,18 übersteigt dieses 

Vorhaben den Wert anderer Vorhaben, die im vordringlichen Bedarf des BVWPl berücksichtigt 

wurden, um ein Vielfaches. Insofern ist nicht nachvollziehbar, weshalb das Land dieses 

Straßenplanungsvorhaben nicht an den Bund gemeldet hat. 

Die Ortsumgehung Langenfeld ist zur sinnvollen Konzentration der regionalen Verkehrsflüsse und 

zur Entlastung der stark belasteten Wohngebiete in Langenfeld und Solingen vom täglichen 

Durchgangs‐ und Wirtschaftsverkehr dringend erforderlich. Der Ausbau der vorhandenen 

Infrastruktur (Ertüchtigung der Anschlussstelle Solingen) hat zu keiner nachhaltigen Veränderung 

der Bedarfssituation geführt. 

Durch die Darstellung der Ortsumgehung Langenfeld als regional bedeutsame Straße zwischen dem 

Autobahndreieck Langenfeld und Solingen‐Landwehr sollte die regionalplanerische Relevanz zum 

Ausdruck gebracht und die Trasse gegenüber anderen räumlichen Nutzungen auf Ebene der 

Regionalplanung gesichert werden. 

Beschlussvorschlag: 
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Die im GEP 99 sowie noch im zweiten Entwurf des neu aufgestellten Regionalplans enthaltene 

Trasse der bisher zwischen dem Autobahndreieck Langenfeld und Solingen‐Landwehr geplanten B 

229n (Ortsumgehung Langenfeld) ist beizubehalten und diese Trasse als „regional bedeutsame 

Straße“ im Regionalplan auszuweisen. 

 

 

Windenergie: 

Wertung: 

Der derzeit noch geltende Landesentwicklungsplan formuliert im Ziel 10.2‐2, dass proportional zum 

jeweiligen Potential Gebiete für die Nutzung von Windenergie als Vorranggebiete in den 

Regionalplänen festzulegen sind. In dem Grundsatz 10.2‐3 wird dieses Ziel dahingehend 

konkretisiert, dass im Planungsbiet Düsseldorf 3.500 ha als Windvorranggebiete gesichert werden 

sollen. 

Die im derzeitigen Bearbeitungsstand festgelegten Windvorrangzonen mit ca. 2.700 ha sind nahezu 

ausnahmslos auf der linksrheinischen Seite des Plangebiets verortet. Diese Zonen stehen aufgrund 

ihrer Häufung in einzelnen Kommunen, ihrer Verortung in Waldgebieten oder im Umfeld von 

allgemeinen und reinen Wohngebieten oder an GIB‐Flächen in der Kritik der Bürgerinnen und 

Bürger, Kommunen, Umweltverbänden, Kammern, Unternehmen und Unternehmensverbänden. 

Kritisiert wird insbesondere die nicht hinreichende Berücksichtigung der Immissionen der Anlagen 

auf die Wohngebiete, die Belastung der GIB‐Flächen mit Lärmkontingenten aus den 

Windenergieanlagen (Belastung der Summenpegel nach §§ 47 ff. BImSchG).  

Insbesondere ist dem Umstand nicht hinreichend Rechnung getragen worden ist, dass es bei den 

neuen Anlagen um 6 MW mit einem Schalleistungspegel von 108‐110 dB(A) handelt und die neuen 

Anlagen eine Höhe von 200 m ‐ 235 m haben, mit der Folge, dass die "Schallbodendämpfung" 

zumindest im flachen linksrheinischen Gebiet erheblich minimiert ist (je höher die Anlage, desto 

weniger Bodendämpfung, desto lauter die Anlage auch in weiterer Entfernung; Uppenkamp und 

Partner‐Studie).  

Darüber hinaus ist angekündigt, dass die Bund/Länderarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) 

eine neue Prognoseberechnung "Schall von Windenergieanlagen" im Herbst veröffentlichen wird. 

Deren aus der Vorabveröffentlichung erkennbaren strengeren Vorgaben sind in die Planung nicht 

mit eingeflossen, wären aber bis zur Entscheidung über den Regionalplan in die Festlegung von 

Windvorrangzonen mit einzubeziehen. 

Die Landesregierung beabsichtigt darüber hinaus den LEP hinsichtlich des oben dargestellten Ziels 

10.2‐2 und Grundsatzes 10.2‐3 zu ändern. Es ist insbesondere beabsichtigt, die Verpflichtung zur 

Ausweisung von Windvorrangzonen ebenso aufzuheben wie die Privilegierung der 

Windenergieerzeugung im Wald. Darüber hinaus soll zukünftig ein Mindestabstand von 1.500 m 

von neuen Windenergieanlagen zu reinen und allgemeinen Wohngebieten vorgesehen werden. 

Der Regionalrat beabsichtigt den Regionalrat Ende des Jahres 2017 zu beschließen. Bis dahin 

werden schon aus verfahrensrechtlichen Gründen die oben dargestellten Änderungen des LEP 

nicht in Kraft getreten sein.  

Ein Abwarten der Änderungen des LEP kommt indes nicht in Betracht, da in den Städten und 

Gemeinden dringend zusätzliche ASB‐ und GIB‐Flächen benötigt werden um den bestehenden 
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Siedlungsdruck begegnen zu können und die dynamische wirtschaftliche Entwicklung der 

Planregion nicht zu gefährden.  

Der Regionalrat kündigt daher an, dass er die Regelungen zur Windenergie einschließlich der 

Festlegung von Windvorrangzonen, Windvorbehaltszonen und Windsondierungsbereichen nach 

Änderung des LEP im Rahmen eines Regionalplanänderungsverfahrens kritisch überprüft und ggf. 

neu regeln wird. Der Regionalrat weist ausdrücklich darauf hin, dass Ergebnis der Prüfung auch der 

generelle Verzicht auf  die Ausweisung von Windvorrangzonen, Windvorbehaltszonen und 

Windsondierungsbereichen sein kann.  

Beschlussvorschlag: 

Die Grundsätze 5.5.1  G 1 und 2 werden aufgehoben. Die obige Wertung wird Teil der Begründung.  

 

 

Zu 5.5.1 Windenergiebereiche – einzelne Windbereiche 

Der Umfang und die Verortung der zeichnerischen Darstellungen erfahren von kommunaler Seite 

jedoch nach wie vor erhebliche Kritik. 

 

Reichswald: 

Die CDU‐Fraktion im Regionalrat fordert insbesondere mit Verweis auf das hohe Schutzgut Wald 

die Regionalplanungsbehörde auf, nochmals intensiv zu prüfen, ob und in welchem Umfang die 

Darstellung von Windenergiebereichen im Wald zwingend erforderlich ist. Auch im Umfeld von 

Wasserwerken gelegene Windenergiebereiche sollten entsprechend kritisch überprüft werden; 

unter Vorsorgeaspekten sollte das Lebensmittel Wasser vor Gefährdungen aller Art besonders 

geschützt werden.  

Soweit ein entsprechender Bedarf im Zuge der Überprüfung nicht nachweisbar ist, sind die im 

Wald (und in der Nähe von Wasserwerken) dargestellten Windenergiebereiche zu streichen. 

Unabhängig von dieser Prüfung sind insbesondere die im und am Reichswald vorgesehenen 

Windenergiebereiche zu streichen, weil hier ein Bündel unterschiedlicher, raumbedeutsamer 

Belange (Natur‐ und Artenschutz, Biotopverbund, Grund‐ und Trinkwasser, schutzwürdige Böden, 

Bodendenkmalschutz, Geschichte und Kulturlandschaft, Waldfunktionen wie Klimaschutz, 

Erholungsraum, einzigartiges Landschaftsbild und besondere Landschaftscharakteristik, 

grenzübergreifende Bedeutung) in erheblicher und räumlich konzentrierter Weise nachteilig 

betroffen wäre und visuell wirksame Vorbelastungen nicht bestehen. Die Streichung der 

genannten Bereiche sollte auch in Respekt vor der Entscheidung des Trägers der 

Landschaftsplanung erfolgen, der sich sehr verantwortungsbewusst gegen Windenergiebereiche im 

und am Reichswald ausgesprochen und zum Schutz des Reichswaldes bekannt hat.  

Die Energiewende wird durch Streichung dieser Bereiche nicht gefährdet. Die Streichung würde 

auch nicht im Widerspruch zu Vorgaben des LEP oder anderen raumordnerischen Vorgaben stehen. 

 

Beschlussvorschlag: 

Streichung des Vorranggebiets Reichswald. 
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Grevenbroich WIND 005 und 0026 (Bereich nordöstlich von Hydro): 

Im Hinblick auf die die Windvorrangzone Grev_WIND_003 ist zu berücksichtigen, dass das 

benachbarte Großunternehmen Hydro in den nächsten 5 ‐ 8 Jahren eine weitere Investition im 

Umfang der jüngst in Betrieb gegangenen "Automobillinie 3" tätigen wird. Diese Investition soll 

und kann nur, so die Auskunft des Unternehmens, in Richtung der im Entwurf vorgesehenen 

Windvorrangzonen erfolgen. Hierauf weist das Unternehmen in seinem Schreiben vom 21.06.2017 

an die Regionalplanungsbehörde ausdrücklich hin. 

Darüber hinaus ist zu beachten, dass die Landesarbeitsgemeinschaft Immissionsschutz (LAI) eine 

neue Prognoseberechnung "Schall von Windenergieanlagen" im Herbst veröffentlichen wird. Ein 

"Vorabzug" soll diesbezüglich schon "in der Welt" sein. Wir bitte dazu um Auskunft, in wie weit 

diese Werte bereits berücksichtigt sind oder welche zusätzlichen Änderungen diesbezüglich 

erforderlich sind. 

Die "Automobillinie 3" ist von der Bezirksregierung genehmigt worden, so dass gute 

Beurteilungsgrundlagen zur Verfügung stehen sollten. 

Wir bitten um Prüfung, ob die Windvorrangzone nochmals deutlich reduziert oder ganz 

weggenommen werden muss.  

Vor dem Hintergrund der dargestellten Pläne und der wirtschaftlichen Bedeutung der Firma Hydro 

ist auch zu prüfen – wie bereits zwischen der Stadt Grevenbroich und der 

Regionalplanungsbehörde besprochen – ob zur langfristigen Sicherung des Standortes 

Grevenbroich Sondierungsflächen für GIB in die Beikarte 3 A „Sondierungen für eine zukünftige 

Siedlungsentwicklung“ aufzunehmen sind. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Windvorrangzone WIND 005 und 0026 (Bereich nordöstlich von Hydro) wird gestrichen 

 

 

Windvorrangzone am GIB Grevenbroich/Jüchen. 

 

Wertung: 

Aus den gleichen Gründen wie zu den Windvorrangzonen WIND 005 und 0026 soll auch die 

Windvorrangzone am GIB Grevenbroich/Jüchen gestrichen werden. 

 

Beschlussvorschlag: 

Die Windvorrangzone am GIB Grevenbroich/Jüchen wird gestrichen 

 


